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 L e i t s ä t z e

zum Urteil des Ersten Senats vom

28. April 1999

- 1 BvL 32/95 -

- 1 BvR 2105/95 -

108
  b) Hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Beurteilung der Begrenzungsregelung stützt sich die 
GBM weitgehend auf die Gutachten und Stellungnahmen der Professoren Dr. Azzola und Dr. Dr. 
Merten sowie das Gutachten von Professor Dr. Rürup und Dr. Simon. In allen Äußerungen sei bei 
Differenzen in Einzelfragen die Höchstbetragsregelung des § 10 Abs. 1 Satz 2 AAÜG als 
verfassungswidrig, jedenfalls als verfassungsrechtlich bedenklich angesehen worden. Ergänzend 
fügt die GBM hinzu, die von der vorläufigen Zahlbetragsbegrenzung und den anderen 
Begrenzungsregelungen Betroffenen müßten mit Rentenzahlbeträgen auskommen, die auch bei 
weit überdurchschnittlichen beruflichen Leistungen und Qualifikationen einer Durchschnittsrente 
entsprächen und teilweise unter dem Niveau derjenigen eines qualifizierten Facharbeiters lägen.

119
Die in der Deutschen Demokratischen Republik erworbenen und im Einigungsvertrag nach dessen 
Maßgaben als Rechtspositionen der gesamtdeutschen Rechtsordnung anerkannten Ansprüche 
und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen genießen den Schutz des Art. 
14 Abs. 1 Satz 1 GG.

120
  a) Für Rentenansprüche und Rentenanwartschaften, die im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
erworben worden sind, ist der Eigentumsschutz seit langem anerkannt. Wie das 
Bundesverfassungsgericht seit seinem Urteil vom 28. Februar 1980 (BVerfGE 53, 257 <289 ff.>) in 
ständiger Rechtsprechung annimmt, erfüllen die gesetzlich begründeten rentenver-
sicherungsrechtlichen Positionen eine soziale Funktion, deren Schutz gerade Aufgabe der 
Eigentumsgarantie ist, und weisen auch die konstitutiven Merkmale des Eigentums im Sinne von 
Art. 14 GG auf.

122
Rentenansprüche und -anwartschaften tragen als vermögenswerte Güter auch die wesentlichen 
Merkmale verfassungsrechtlich geschützten Eigentums. Sie sind dem privaten Rechtsträger 
ausschließlich zugeordnet und zu seinem persönlichen Nutzen bestimmt. Auch kann er im 
Rahmen der rechtlichen Ausgestaltung wie ein Eigentümer darüber verfügen. Ihr Umfang wird 
durch die persönliche Leistung des Versicherten mitbestimmt, wie dies vor allem in den 
Beitragszahlungen Ausdruck findet. Die Berechtigung steht also im Zusammenhang mit einer 
eigenen Leistung, die als besonderer Schutzgrund für die Eigentumsposition anerkannt ist. Sie 
beruht damit nicht allein auf einem Anspruch, den der Staat in Erfüllung einer Fürsorgepflicht 
einräumt und der mangels einer Leistung des Begünstigten nicht am Eigentumsschutz teilnimmt. 
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Sie dient schließlich auch zur Sicherung seiner Existenz (vgl. BVerfGE 69, 272 <300 f.>; stRspr).

123
b) Für die in der Deutschen Demokratischen Republik begründeten und im Zeitpunkt ihres Beitritts 
zur Bundesrepublik Deutschland bestehenden Versorgungsansprüche und -anwartschaften aus 
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen kann im Grundsatz nichts anderes gelten.

124
  aa) Sie nehmen als Rechtspositionen, die der Einigungsvertrag grundsätzlich anerkannt hat, am 
Schutz des Art. 14 GG teil. Zwar entfaltet Art. 14 GG seine Schutzwirkung nur im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes. Dieser erstreckte sich vor der Vereinigung der beiden deutschen Staaten nicht 
auf das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik. Das Grundgesetz trat dort mit dem 
Beitritt auch nicht rückwirkend in Kraft. Bis zum Beitritt genossen daher die in der Deutschen 
Demokratischen Republik erworbenen Rentenansprüche und -anwartschaften nicht den Schutz 
von Art. 14 Abs. 1 GG. Mit dem Beitritt und der Anerkennung durch den Einigungsvertrag 
gelangten sie jedoch wie andere vermögenswerte Rechtspositionen in den Schutzbereich dieses 
Grundrechts (vgl. BVerfGE 91, 294 <307 f.>).

126
  bb) Die Ansprüche und Anwartschaften, die in den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der 
Deutschen Demokratischen Republik erworben worden waren, weisen auch die wesentlichen 
Merkmale des Eigentums im Sinne von Art. 14 GG auf.

131
Der Anerkennung der in der Deutschen Demokratischen Republik erworbenen Ansprüche und 
Anwartschaften als hinreichendes Substrat des Eigentumsrechts mit der Folge, daß sie durch den 
Einigungsvertrag in den Schutzbereich von Art. 14 GG gelangten, steht die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Fremdrentenrecht nicht entgegen (vgl. BVerfGE 29, 22 <33 f.>; 
53, 164 <176>). Danach haben Übersiedler aus der Deutschen Demokratischen Republik allein 
durch das Fremdrentengesetz einen vermögenswerten Rechtsanspruch erhalten. Diese 
Rechtsprechung beruhte aber auf der vollständig anderen Rechtslage vor dem Beitritt. Solange die 
Deutsche Demokratische Republik bestand, konnten Rentenberechtigte aus denselben 
Beitragszeiten Rentenansprüche alternativ in beiden Gebieten geltend machen. In der 
Bundesrepublik Deutschland war das Folge des Eingliederungsprinzips. Doppelleistungen waren 
durch die Anknüpfung an den gewöhnlichen Aufenthalt des Berechtigten ausgeschlossen (vgl. 
hierzu BVerfGE 95, 143 <155 f., 161>). Da der Bezug einer Leistung nach Fremdrentenrecht die in 
der Deutschen Demokratischen Republik erworbene Rechtsposition als Rentenstammrecht 
unberührt ließ, fand nach damaliger Rechtslage keine Überführung von Ansprüchen und 
Anwartschaften statt.





1.


